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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2013 von der Juristischen
Fakultät der Technischen Universität Dresden angenommen und am 1. November
2013 öffentlich verteidigt. Für die Drucklegung wurde sie geringfügig überarbei-
tet, insbesondere wurden Literatur und Rechtsprechung auf den aktuellsten Stand
(November 2013) gebracht.

Das Recht der kommunalen Kirchenbaulasten ist komplex. Selbst wenn man
sich – wie in dieser Untersuchung – auf einen Teilaspekt beschränkt, eröffnen
sich stets neue Facetten eines Rechtsgebiets, dessen Wurzeln zum Teil jahrhun-
dertealt sind. Wenig beachtet wurde bislang etwa die Frage nach dem Fortbe-
stand dieser alten kirchlichen Vermögensrechte während des Zeitraums des Be-
stehens der Deutschen Demokratischen Republik sowie nach der Wiederverei-
nigung. Seit einem Aufsehen erregenden Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
im Dezember 2008 bedarf die bis dahin von der religionsverfassungsrechtlichen
Literatur vertretene Annahme eines ungeminderten Fortbestands kommunaler
Kirchenbaulasten in den neuen Bundesländern eines besonders fundierten Nach-
weises. Diese Untersuchung zeigt, dass eine solche Begründung methodisch
möglich und geboten ist.

Es ist auch im Rahmen der Veröffentlichung juristischer Dissertationen zum
gepflegten Brauch geworden, im Vorwort denjenigen Personen Dank auszuspre-
chen, ohne deren Mitwirken das „Projekt Promotion“ nicht hätte gestaltet und
vollendet werden können.

Allen voran danke ich meinem Doktorvater Herrn Prof. Dr. Ansgar Hense
(Bonn/Dresden) für eine anregende und spannende Promotionsbetreuung und die
vielen konstruktiv-kritischen Gespräche. Ein besonderer Dank gilt auch Herrn
Prof. Dr. Martin Schulte (Dresden) für die zügige Erstellung des Zweitgut-
achtens. Den Herausgebern der „Staatskirchenrechtlichen Abhandlungen“ sowie
dem Verlag Duncker & Humblot schulde ich Dank für das Privileg, meine Dis-
sertation in dieser renommierten Schriftenreihe publizieren zu dürfen.

Der Druck dieser Abhandlung wurde durch großzügige Druckkostenzuschüsse
des Verbandes der Diözesen Deutschlands, der Union evangelischer Kirchen in
der EKD sowie der EKD gefördert.

Diese Arbeit hätte nicht entstehen können ohne einen kraftvollen familiären
Rückhalt. Ich widme diese Arbeit meiner lieben Frau Manuela und meinen El-
tern Mona und Karl-Bernhard Schulten, die mich während des Studiums, des



Referendariats und der Promotionsphase liebevoll unterstützt haben und mir stets
den Rücken frei hielten. Es ist getan.

Inden, im Mai 2014 Markus Schulten
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Erster Teil

Einführung in den Untersuchungsgegenstand
und das Recht der kommunalen Kirchenbaulasten

§ 1 Einleitung und Problemaufriss

A. Religionsförderung in Deutschland –
Alltag und Fundamentalkritik

„In der freiheitlich-pluralistischen Gesellschaft und in einem weltanschaulich-
neutralen Staat ist diese Förderung der Kirchen keine „Parteinahme“ für religiöse
Überzeugungen oder theologische Wahrheiten. Sie ist vielmehr die Anerkennung
des Beitrags der Kirchen zum geistigen, kulturellen und sozialen Leben in der
Gemeinschaft.“1

So beschrieb Wolfgang Clement im Rahmen eines Vortrags bei den Essener
Gesprächen zum Thema Staat und Kirche die lange Zeit in der religionsverfas-
sungsrechtlichen bzw. staatskirchenrechtlichen2 Lehre und Praxis vorherrschende
Auffassung.

Diese Auffassung wird heute zunehmend angefochten. Die Diskussion über
die Förderung von Kirchen und Religionsgemeinschaften im Allgemeinen sowie
Staatsleistungen und hoheitlicher Baulastverpflichtungen im Besonderen hat in
den letzten Monaten und Jahren in Literatur3 und Rechtsprechung4 eine Renais-
sance erlebt. Ausgehend von religionssoziologischen bzw. sozialwissenschaftli-

1 Clement, EssGspr. 28 (1994), S. 41 ff. (45).
2 Zum Begriffsstreit Hense, Staatskirchenrecht oder Religionsverfassungsrecht?,

S. 9 ff.
3 Dazu seien beispielhaft aufgeführt: Knöppel, ZevKR 58 (2013), S. 190 ff.; Droege,

ZevKR 54 (2009), S. 488 ff.; Orth, HK 65 (2011), S. 1 ff.; Traulsen, NVwZ 2009,
S. 1019 ff.; Spaenle, ZRP 2009, S. 63; Dürr, ZRP 2009, S. 63; Czermak, DÖV 2004,
S. 110 ff.; ders., ZRP 2001, S. 565 ff.; ders., Religions- und Weltanschauungsrecht,
Rn. 39 ff., 364 ff.; Sailer, ZRP 2001, S. 80 ff.; Renck, DÖV 2003, S. 526 ff.; ders.,
DÖV 2002, S. 56 ff.; ders., LKV 2005, S. 146 ff.; ders., NVwZ 2007, S. 1383 ff.; ders.,
DÖV 2001, S. 103 ff.; ders., BayVBl. 1996, S. 554 ff.; Germann, BayVBl. 1998,
S. 422 ff.; Weber, NVwZ 2002, S. 1443 ff.; umfassend Michael Droege, Staatsleistun-
gen an Religionsgemeinschaften im säkularen Kultur- und Sozialstaat, Berlin 2004;
Carsten Frerk, Violettbuch Kirchenfinanzen, Aschaffenburg 2010.

4 BVerwG, NVwZ 2009, S. 849; BVerwG, NVwZ-RR 2009, S. 590; BVerfG, LKV
2009, S. 363; VG Karlsruhe, BeckRS 2011, 49409.



chen Studien,5 welche veränderte religiöse Lebenssachverhalte in Deutschland
feststellen (wollen) und die Bedeutung bzw. Notwendigkeit von Religion im öf-
fentlichen Leben der Bundesrepublik relativieren, wird das bisherige System der
Religionsförderung, seien es Leistungen im Sinne des Art. 140 GG i.V.m.
Art. 138 Abs. 1 WRV, seien es allgemeine kulturfördernde Zuschüsse und Sub-
ventionen, in Frage gestellt bzw. eindringlich darauf hingewiesen, die gewonne-
nen tatsächlichen Erkenntnisse mit in die rechtliche Bewertung einzubeziehen.

So kritisierte jüngst z. B. Wolfgang Kubicki, FDP-Fraktionsvorsitzender im
Landtag von Schleswig-Holstein, in einem Politmagazin des ZDF: „Es darf keine
Leistungen an die christlichen Kirchen, sowohl an die katholische als auch an die
evangelische, geben mit Ewigkeitscharakter auf der Grundlage von Ereignissen,
die 200 Jahre her sind. Es wird Zeit, dass wir die bisherigen Kirchenstaatsver-
träge und die damit zusammenhängende Dotationen ablösen durch eine Einmal-
zahlung, damit hat es dann sein Bewenden.“6

Doch nicht nur das Alter einiger bestehender Rechtstitel der Kirchen auf Geld-
leistungen gibt Anlass zur Kritik. In Rede stehen die in Wissenschaft und Öffent-
lichkeit bekannten religionssoziologischen Befunde und Tendenzen: Die Großkir-
chen schrumpfen aufgrund nachlassender Taufzahlen und zunehmender Kirchen-
austritte, wohingegen andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften an
Bedeutung gewinnen. Zwar gehören in Deutschland noch immer ca. 60% der
Bevölkerung einer christlichen Konfession an,7 doch ist die einst bestehende kon-
fessionelle Vorherrschaft des Christentums einer zunehmenden religiösen Plurali-
tät bzw. religiösen Gleichgültigkeit gewichen. Der Schwund ihrer Mitglieder hat
dabei erhebliche Auswirkungen auf die finanzielle Leistungsfähigkeit der Kir-
chen, stellen diese doch vor allem aus Mitteln der Kirchensteuer ihre Haushalte
auf. Der Beruf des Pfarrers hat in beiden christlichen Kirchen – zumindest in
Deutschland – an Anziehungskraft verloren, mit der Folge, dass organisatorische
und seelsorgerische Strukturen überdacht werden müssen. Auf katholischer Seite
werden vor allem Pfarreizusammenschlüsse als probates Mittel einer Restruktu-
rierung ausgemacht, auf protestantischer Seite gelten gar Fusionen ganzer Lan-
deskirchen als notwendiges Heilmittel.8 Auch vor diesem Hintergrund stellt sich
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5 Nachweise bei Czermak, Religions- und Weltanschauungsrecht, Rn. 39 ff.
6 Das Statement war im Internet unter http://frontal21.zdf.de/ZDFde/inhalt/0/0,

1872,8095680,00.html (Stand: 9.5.2011) abrufbar. Nach Neugestaltung der Homepage
durch den Sender befindet sich unter http://www.zdf.de/Frontal-21/FDP-Kritik-an-Kir
chenfinanzen-5408206.html (Stand: November 2013) nur noch eine Zusammenfassung
des Interviews.

7 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Statistisches Jahrbuch 2013, S. 23, 63 (2011
waren in Deutschland ca. 48,1 Mio. Menschen Angehörige einer christlichen Kirche.
Bei einer Gesamteinwohnerzahl von 81,8 Mio. ergibt sich ein Anteil Christen an der
Gesamtbevölkerung von 58,8%).

8 So schlossen sich zum 1. Juli 2003 etwa die Evangelische Kirche der Union (EKU)
und die Arnoldshainer Konferenz zur Union Evangelischer Kirchen (UEK) zusammen.



zunehmend die Frage, ob bestehende Maßnahmen der Religionsförderung in
Deutschland noch aufrechterhalten werden können oder sollen.

B. Der religionssoziologische Befund
in West- und Ostdeutschland

Die folgenden Ausführungen beschränken sich aus Gründen der Übersichtlich-
keit nur auf die Situation der beiden christlichen Großkirchen, da diese und ihre
Untergliederungen hauptsächliche9 Adressaten staatlicher Förderungsmaßnah-
men sind. Die nachfolgenden Zahlen und Fakten bilden – obschon nicht mehr als
ein Kurzbefund – die religionssoziologische Unterfütterung der religionsverfas-
sungsrechtlichen Problematiken.

Nach Angaben der 27 katholischen (Erz-)Bistümer waren 2011 insgesamt
24.472.817 Menschen katholischer Konfession, somit nochmals 0,99% (ca.
178.000) weniger im Vergleich zum Vorjahreswert. Insgesamt haben die katholi-
schen Bistümer seit 1990 mehr als 2,8 Millionen Angehörige verloren (–9,9%).10

Die 22 Evangelischen Landeskirchen in Deutschland kamen 2010 auf eine Gläu-
bigenzahl von 23.896.089, die evangelischen Freikirchen in Deutschland zählten
2007 330.274 Mitglieder.11 Auch diese Kirchen haben einen ständigen Mitglie-
derschwund zu verzeichnen, im Vergleich zu 2009 ist bei den Landeskirchen die
Zahl der Gläubigen nochmals um 298.897 gesunken, bei den Freikirchen ist ein
Rückgang von 2.059 zu konstatieren.12 Hauptgrund für den Rückgang der Gläu-
bigenzahlen sind einerseits demographische Faktoren, d.h. weniger Taufen und
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Weitere Zusammenschlüsse auf landeskirchlicher Ebene erfolgten durch die Bildung
der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-Schlesische Oberlausitz (EKBO) und der
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (EKM). Die letzte große Fusion vollzog sich
in der Bildung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland, welche sich
durch Vertrag vom Februar 2009 aus den Landeskirchen Nordelbien, Mecklenburg und
Pommern zusammensetzt; vgl. dazu insbesondere Hans-Werner Thönnes/Burkhard
Kämper (Hrsg.), Kirche im Wandel – Rückbau, Umbau und Neubau kirchlicher Institu-
tionen, Essener Gespräch zum Thema Staat und Kirche, Band 44, Münster 2010.

9 Aus dem Bayerischen Landeshaushalt 2011/2012 lassen sich die religiös-weltan-
schaulichen Zuwendungsempfänger sehr detailliert entnehmen. Die in Einzelplan 05
(Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus) aufgeführten Haushaltstitel
684 01 ff. weisen nicht nur den christlichen Großkirchen, sondern auch den orthodoxen
Kirchen oder auch dem Humanistischen Verband Deutschlands bzw. dem Bund für
Geistesfreiheit in Bayern öffentliche Gelder zu.

10 Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hrsg.), Katholische Kirche in
Deutschland 2011/12, S. 12. Vgl. auch die Übersicht auf S. 7, aus der sich ergibt, dass
die Zahl der Gläubigen, von einem Zwischenhoch um die Zeit der deutschen Wieder-
vereinigung abgesehen, seit 1974 rückläufig ist (damaliger Stand: ca. 27 Mio. Katholi-
ken). Zum Vergleichswert 2010 vgl. Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz
(Hrsg.), Katholische Kirche in Deutschland 2010/11, S. 20.

11 Kirchenamt der EKD (Hrsg.), Evangelische Kirche in Deutschland 2012, S. 4.
12 Kirchenamt der EKD (Hrsg.), Evangelische Kirche in Deutschland 2011, S. 4


